
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 11 AL 11/13 BH 
 
L 16 AL 41/13 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 14 AL 683/10 (SG Köln) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Dezember 2013 durch die Richter  

Dr.  L e i t h e r e r    als Vorsitzenden,   Dr.  F i c h t e    und   M u t s c h l e r   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 29. August 2013 Prozesskostenhilfe 

zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Dem Kläger steht Prozesskostenhilfe (PKH) nicht zu, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung 

keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Sozialgerichtsgesetz <SGG>; § 114 Zivil-

prozessordnung). Einer der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgezählten Gründe, 

die zur Zulassung der Revision führen können, wird sich in einer Beschwerdebegründung nicht 

darlegen oder bezeichnen lassen. 

 

Dass der Rechtssache grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) zukommen könnte, 

ist nicht ersichtlich. Soweit das Landessozialgericht (LSG) die Klage wegen Fehlens des erfor-

derlichen Rechtsschutzbedürfnisses als unzulässig angesehen hat, vermag der Senat auch 

unter Berücksichtigung des schriftlichen Vorbringens des Klägers und aller Umstände des vor-

liegenden Falls keine Rechtsfrage zu erkennen, deren Klärung über den zu entscheidenden 

Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Inte-

resse erforderlich und deren Klärung durch das Bundessozialgericht (BSG) als Revisionsgericht 

zu erwarten sein könnte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 60, 65; SozR 3-1500 § 160a Nr 16 

mwN).  

 

Keine Anhaltspunkte gibt es auch für die Annahme, das Urteil des LSG könnte von einer Ent-

scheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder 

des Bundesverfassungsgerichts abweichen (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 

 

Nicht ersichtlich ist schließlich, dass ein Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Ein derartiger Verfahrensmangel lässt 

sich auch nicht aus dem Vorbringen, das der Kläger dem BSG zur Begründung seines PKH-

Gesuchs vorgelegt hat, nachvollziehen. Entgegen der Auffassung des Klägers liegt weder ein 

Verstoß des LSG gegen § 110 SGG vor noch ist erkennbar, inwiefern das LSG unter den be-

sonderen Umständen des vorliegenden Falls gegen Hinweispflichten verstoßen haben könnte, 

zumal der Kläger nicht plausibel vorträgt, weshalb er trotz Kenntnis vom Termin vom 29.8.2013 

zu diesem nicht erschienen ist. Aus den beigezogenen Akten ergeben sich im Übrigen keine 

Anhaltspunkte für die Richtigkeit des Vorbringens des Klägers, ihm sei durch die Beklagte eine 

von ihm gewünschte Beratung "verweigert" worden.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist daher abzulehnen. Damit entfällt auch die Beiordnung 

eines Rechtsanwalts. 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

